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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens 


Der Bundestag hat das folgendes Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die Werbung für Arzneimittel darf nach Art, 
Form oder Inhalt nicht geeignet sein, den Entschluß 
zum Kauf, zur Verschreibung oder zur Anwendung 
des Arzneimittels unsachlich zu beeinflussen. 

§ 2 

Die Werbung für Arzneimittel darf nicht irrefüh- 
rend sein. Sie ist insbesondere irreführend, wenn 

1. Arzneimitteln Wirkungen zugeschrieben wer- 
den, die ihnen nicht nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen oder praktischen Erfahrungen 
zukommen; 

2. der Wahrheit zuwider der Eindruck erweckt 
wird, daß 

a) ein Erfolg mit Sicherheit erwartet werden 
kann, 

b) bei bestimmungsgemäßem Gebrauch keine 
schädlichen Nebenwirkungen, abgesehen 
von besonderen Umständen des Einzelfal- 
les, eintreten, 

c) die Werbung nicht zu Zwecken des Wett- 
bewerbs veranstaltet wird; 

3. unwahre oder zur Täuschung geeignete An- 
gaben 

a) über die Zusammensetzung oder Beschaf- 
fenheit von Arzneimitteln oder 

b) über die Person, Vorbildung, Befähigung 
oder Erfolge des Herstellers oder Erfinders 
oder der für sie tätigen Personen 

gemacht werden. 

§ 3 

(1) Bei der Werbung für Arzneimittel dürfen Gut- 
achten oder Zeugnisse nur dann veröffentlicht oder 
erwähnt werden, wenn sie von wissenschaftlich oder 
fachlich hierzu berufenen Personen erstattet worden 
sind. Name, Beruf und Wohnort des Gutachters oder 
des Ausstellers des Zeugnisses sowie der Zeitpunkt 
der Ausstellung des Gutachtens oder des Zeugnisses 
sind anzugeben. 

(2) Werden bei der Werbung für Arzneimittel 
wissenschaftliche, fachliche oder sonstige Veröffent- 
lichungen verwendet, so sind der Name des Verfas- 
sers, das Thema der Veröffentlichung und die Fund- 
stelle anzugeben. Aus der Werbung muß hervor- 
gehen, ob sich die Veröffentlichung auf das Arznei- 
mittel bezieht, für das geworben wird. 


§ 4 

(1) Außerhalb der Fachkreise darf für Arznei- 
mittel nicht geworben werden, 

1. wenn sie nur nach Vorlage einer ärzt- 
lichen, zahnärztlichen oder tierärztlichen 
Verschreibung an Verbraucher abgegeben 
werden dürfen, 

2. wenn es sich um Tierarzneimittel handelt, 
die zur Erkennung, Verhütung, Beseitigung 
oder Linderung von Krankheiten bestimmt 
sind, bei deren Feststellung auf Grund 
viehseuchenrechtlicher Vorschriften die 
Tötung der Tiere anzuordnen ist. 

(2) Außerhalb der Fachkreise darf für Arzneimit- 
tel ferner nicht geworben werden 

1. durch Film, Rundfunk oder Fernsehen, 

2. durch Hausbesuche, soweit der Vertrieb 
von Arzneimitteln im Reisegewerbe ver- 
boten ist, 

3. mit der Angabe „gegen Schmerzen", „ge- 
gen Schmerzen aller Art" oder mit ande- 
ren allgemeinen Angaben, daß das Arz- 
neimittel Schmerzen nicht näher bezeich- 
neter Art verhüte, lindere oder beseitige, 

4. mit Angaben, daß das Arzneimittel ärzt- 
lich, zahnärztlich oder tierärztlich emp- 
fohlen oder geprüft sei, oder mit ent- 
sprechenden allgemeinen Angaben, so- 
fern nicht die Voraussetzungen des § 3 
vorliegen, 

5. mit der Wiedergabe von Krankenge- 
schichten, 

6. mit Schriften, die dazu anleiten, be- 
stimmte Krankheiten, Leiden, Körper- 
schäden oder krankhafte Beschwerden 
beim Menschen oder Tier selbst zu erken- 
nen und mit den in der Werbung bezeich- 
neten Arzneimitteln zu behandeln, 

7. mit Hauszeitschriften, 

8. mit Dank-, Anerkennungs- oder Empfeh- 
lungsschreiben oder mit Hinweisen auf 
solche Schreiben, 

9. durch Werbevorträge, 

10. .mit Werbemaßnahmen, die sich aus- 
schließlich oder überwiegend an Kinder 
oder an Jugendliche unter 16 Jahren 
richten, 

11. mit Preisausschreiben, 
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12. durch die nicht verlangte Abgabe von 
Mustern oder durch Gutscheine für 
Muster. 

(3) Fachkreise im Sinne dieses Gesetzes sind An- 
gehörige der Heilberufe oder des Heilgewerbes, Ein- 
richtungen, die der Gesundheit von Mensch oder 
Tier dienen, oder sonstige Personen, die mit Arznei- 
mitteln erlaubterweise Handel treiben oder sie in 
Ausübung ihres Berufes anwenden. 

(4) Die zuständige Behörde kann in besonderen 
Einzelfällen Ausnahmen von den Verboten des Ab- 
satzes 2 Nrn. 10 bis 12 zulassen, wenn eine Gefähr- 
dung der Gesundheit von Mensch oder Tier dadurch 
nicht zu befürchten ist. 

§ 5 

(1) Eine Werbung für Arzneimittel außerhalb der 
Fachkreise darf sich nicht auf die Erkennung, Ver- 
hütung, Beseitigung oder Linderung der durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmten Krank- 
heiten, Leiden, Körperschäden oder krankhaften Be- 
schwerden beziehen. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft, und soweit deren Geschäfts- 
bereiche berührt sind, mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung durch 
Rcchtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Krankheiten, Leiden, Körperschäden und krank- 
haften Beschwerden zu bestimmen, auf deren Er- 
kennung, Verhütung, Beseitigung oder Linderung sich 
eine Werbung für Arzneimittel außerhalb der Fach- 
kreise nicht beziehen darf. Es dürfen nur Krankhei- 
ten, Leiden, Körperschäden und krankhafte Beschwer- 
den des Menschen bestimmt werden, durch deren 
Selbstbehandlung eine Gefährdung der Gesundheit 
des einzelnen oder der Volksgesundheit zu befürch- 
ten ist. Ferner dürfen nur Tierkrankheiten bestimmt 
werden, deren Behandlung durch fachunkundige Per- 
sonen die Volksgesundheit oder die Gesundheit von 
Nutztieren gefährden kann. Bei bestimmten Krank- 
heiten kann eine Werbung, die sich auf die Verhü- 
tung bezieht, zugelassen werden. 

§ 6 

(1) Auf die Werbung für Verfahren und Behand- 
lungen finden die Vorschriften der §§ 1 bis 4 ent- 
sprechende Anwendung, soweit sich die Werbung 
auf die Erkennung, Verhütung, Beseitigung oder 
Linderung von Krankheiten, Leiden, Körperschäden 
oder krankhaften Beschwerden beim Menschen oder 
Tier bezieht. Die Vorschrift des § 5 findet ent- 
sprechende Anwendung, soweit sich die Werbung 
auf die Erkennung, Beseitigung oder Linderung von 
Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder krank- 
haften Beschwerden beim Menschen oder Tier be- 
zieht; sie gilt nicht für die Werbung für Verfahren 
und Behandlungen in Heilbädern, Kurorten und 
Kuranstalten. 


(2) Für eine Fcrnbehandlung darf nicht geworben 
werden. Eine Fernbehandlung ist die Erkennung 
oder Behandlung von Krankheiten, Leiden, Körper- 
schäden oder krankhaften Beschwerden, die nicht auf 
eigener Wahrnehmung an dem zu behandelnden 
Menschen oder Tier beruht. 

(3) Auf die Werbung für Verfahren zur Verhü- 
tung von Unfallschäden findet Absatz 1 keine An- 
wendung. 

§ 7 

(1) Auf die Werbung für Mittel und Gegenstände, 
die keine Arzneimittel sind, finden die Vorschriften 
der §§ 1 bis 3, des § 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Nrn. 2 bis 9 
und § 5 entsprechende Anwendung, soweit sich die 
Werbung auf die Erkennung, Verhütung, Beseitigung 
oder Linderung von Krankheiten, Leiden, Körper- 
schäden oder krankhaften Beschwerden beim Men- 
schen oder Tier bezieht. 

(2) Auf die Werbung für Lebensmittel, Bedarfs- 
gegenstände im Sinne des § 2 Nrn. 1, 3 bis 5 des 
Lebensmittelgesetzes, Futtermittel und für Gegen- 
stände zur Verhütung von Unfallschäden findet Ab- 
satz 1 keine Anwendung. 

§ 8 

Im Sinne dieses Gesetzes bestimmen sich die Be- 
griffe 

1. Arzneimittel nach § 1 des Arzneimittelgesetzes 
vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533) in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Arzneimittelgesetzes vom 25. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1076), 

2. Lebensmittel nach § 1 des Gesetzes über den 
Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegen- 
ständen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Lebensmittelgesetzes 
vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 950), 

3. Futtermittel nach § 1 des Futtermittelgesetzes 
vom 22. Dezember 1926 (Reichsgesetzbl. I 
S. 525). 

§ 9 

(1) Wer vorsätzlich dem Verbot der irreführenden 
Werbung (§§ 2, 6 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1) zuwider- 
handelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
Geldstrafe oder Gefängnis bis zu einem Jahr. 

§ 10 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. dem Verbot der unsachlichen Werbung 
(§§ 1,6 Abs. 1 oder §7 Abs. 1), 

2. den Vorschriften der §§ 3, 6 Abs. 1 oder 
§ 7 Abs. 1 über die Werbung mit Gut- 
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achten, Zeugnissen oder Veröffentlichun- 
gen, 

3. den Verboten des § 4 Abs. 1 oder 2, § 5 
Abs. 1, § 6 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 über die 
Werbung außerhalb der Fachkreise, oder 

4. dem Verbot des §^6 Abs. 2 über die Wer- 
bung für eine Fernbehandlung 

zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
10 000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
ist, mit einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§ 11 

(1) Gegenstände, auf die sich eine in § 9 mit 
Strafe oder in § 10 mit Geldbuße bedrohte Handlung 
bezieht, können eingezogen werden. Diese Gegen- 
stände sind einzuziehen, wenn der Schutz der All- 
gemeinheit mit Rücksicht auf die Art der Gegen- 
stände oder auf die Besorgnis, daß sie der Begehung 
weiterer mit Strafe oder mit Geldbuße bedrohter 
Handlungen dienen, es erfordert. 

(2) Kann wegen der Tat keine bestimmte Person 
verfolgt oder verurteilt werden, so kann oder muß 
auf Einziehung selbständig erkannt werden, wenn 
die Voraussetzungen, unter denen die Einziehung 
vorgeschrieben oder zugelassen ist, im übrigen vor- 
liegen. 

§ 12 

(1) Gehörten die eingezogenen Gegenstände zur 
Zeit der Rechtskraft der Entscheidung weder dem 
Täter noch einem Teilnehmer oder waren sie mit 
dem Recht eines Dritten belastet, so ist der Berech- 
tigte unter Zugrundelegung des Verkehrswertes 
dieser Gegenstände angemessen in Geld zu ent- 
schädigen. 

(2) Die Entschädigungspfiicht entfällt, 

1. wenn der Berechtigte wenigstens leicht- 
fertig dazu beigetragen hat, daß die Sache 
oder das Recht Mittel oder Gegenstand 
der Tat oder ihrer Vorbereitung oder einer 


mit ihr in Zusammenhang stehenden an- 
deren mit Strafe oder mit Geldbuße be- 
drohten Handlung gewesen ist, 

2. wenn er aus der Tat in verwerflicher 
Weise einen Vorteil gezogen hat oder 

3. wenn er die Gegenstände in Kenntnis der 
Umstände, die die Einziehung i:ulassen, in 
verwerflicher Weise erworben hat. 


§ 13 

Unberührt bleiben 

1. das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 7. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. S. 499), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz vom 11, März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 172), 

2. § 21 des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 700), 

3. § 184 Nrn. 3 und 3 a sowie § 219 des Straf- 
gesetzbuches. 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 15 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Polizeiverordnung über die 
Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens vom 
29. September 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 587) mit 
Ausnahme des § 6 Abs. 1 Buchstabe c und des § 10 
außer Kraft. 

(2) Werbematerial, das den Vorschriften der 
Polizeiverordnung über die Werbung auf dem Ge- 
biete des Heilwesens, jedoch nicht den Vorschriften 
dieses Gesetzes entspricht, darf noch ein Jahr nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes verwendet werden. 


4 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1867 


Begründung 


Allgemeines 

1 . 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält die Neu- 
regelung des Rechts der Werbung auf dem Gebiete 
des Heilwesens. Der Bundesgesetzgeber hat davon 
abgesehen, in dem Gesetz über den Verkehr mit 
Arzneimitteln (Arzneimittelgesetz) vom 16. Mai 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 533) auch die Werbung für 
Arzneimittel zu behandeln. Es bestand die Auffas- 
sung, daß sie einem besonderen Gesetz Vorbehalten 
bleiben sollte, zumal noch weitere Gebiete der Wer- 
bung im Bereich des Heilwesens einer Regelung 
bedürfen. Die gegenwärtige Rechtslage beruht auf 
der Polizeiverordnung über die Werbung auf dem 
Gebiete des Heilwesens vom 29. September 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 587). Die Geltungsdauer der 
Polizeiverordnung betrug gemäß § 8 der Verord- 
nung über die Polizeiverordnungen der Reichsminister 
vom 14, November 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1582) 
zwanzig Jahre. Die Polizeiverordnung wäre danach 
am 29. September 1961 außer Kraft getreten. Ihre 
Geltungsdauer wurde jedoch auf Grund der Er- 
mächtigung des § 61 des Arzneimittelgesetzes durch 
Rechtsverordnung vom 24. Juli 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1106) um weitere drei Jahre verlängert, 
so daß sie nunmehr am 29. September 1964 außer 
Kraft tritt. Bis zu diesem Zeitpunkt muß die Heil- 
mittelwerbung eine Neuregelung erfahren, die den 
heutigen Notwendigkeiten gerecht wird und auch 
zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten gebührend 
berücksichtigt. 

Werbung im Sinne dieses Gesetzes ist die Wirt- 
schaftswerbung. Sie umfaßt Werbemaßnahmen, 
durch die der Absatz wirtschaftlicher Güter geför- 
dert werden soll. Man verwendet hierfür auch den 
Begriff „Reklame". Eine Werbung im Sinne des 
Gesetzes liegt auch dann vor, wenn in Ankündigun- 
gen oder Anpreisungen auf Druckschriften oder 
sonstige Mitteilungen verwiesen wird, die eine 
Werbung im Sinne dieses Gesetzes enthalten oder 
vermitteln. 

Von einer gesetzlichen Festlegung des Begriffs 
„Werbung" im Sinne dieses Gesetzes ist abgesehen 
worden. Der Begriff wird auch in anderen Rechts- 
gebieten gebraucht, ohne daß sich bisher in der Praxis 
die Notwendigkeit für eine gesetzliche Definition 
gezeigt hat. Nicht unter das Gesetz fallen insbeson- 
dere wissenschaftliche Darstellungen oder Maßnah- 
men der gesundheitlichen Volksbelehrung, soweit 
sie nicht mit einer Wirtschaftswerbung für be- 
stimmte Mittel, Gegenstände oder Verfahren ver- 
bunden sind. So ist z. B. die Aufforderung oder 
Empfehlung einer Behörde, sich impfen zu lassen, 
keine Werbung im Sinne dieses Gesetzes. 

Die allgemeinen Vorschriften des Wettbewerbs- 
rechts und des Strafrechts reichen für die Wirt- 


schaftswerbung auf dem Gebiete des Heilwesens 
nicht aus. Die Interessen der Volksgesundheit er- 
fordern und rechtfertigen eine Sonderregelung dieses 
Rechtsgebietes, die über die Vorschrift des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb und des Straf- 
gesetzbuches hinausgeht. Das Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb soll primär die Lauterkeit 
im Rechtsverkehr gewährleisten und schützt daher 
den einzelnen Teilnehmer im Rechtsverkehr vor 
unlauteren Methoden eines anderen Wettbewer- 
bers. Die Vorschriften des Strafgesetzbuches, insbe- 
sondere die in diesem Zusammenhang einschlägigen 
Vorschriften gegen den Betrug, dienen zwar auch 
dem Verbraucherschutz, der Schutz erstreckt sich 
aber nur auf das Vermögen. Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf wird das Ziel verfolgt, die Gesund- 
heit des Einzelnen und die Volksgesundheit zu 
schützen. 

II. 

Gegenstand dieses Gesetzes ist einmal die Werbung 
für Arzneimittel (§§ 1 bis 5). Das Arzneimittel stellt 
eine Ware besonderer Art dar, die häufig nicht ohne 
Risiko angewendet werden kann. Die Hersteller 
von Arzneimitteln oder diejenigen, die sonst Arznei- 
mittel in den Verkehr bringen, haben grundsätzlich 
das Recht, im Rahmen ihrer Berufsausübung die 
Verbraucher über ihre Erzeugnisse zu unterrichten, 
um deren Absatz zu fördern. Dieses Recht auf Wer- 
bung muß aber Einschränkungen erfahren. Ein 
großer Teil der Arzneimittel enthält Stoffe, deren 
Wirkungen und Nebenwirkungen von Laien nicht 
übersehen werden können und die deshalb nur 
unter ärztlicher Aufsicht angewendet werden sollten. 
Es ist im Interesse der Volksgesundheit nicht ver- 
tretbar, daß für solche Mittel außerhalb der Fach- 
kreise geworben werden kann und damit der fach- 
unkundige Verbraucher angeregt wird, sich ihrer zur 
Selbstbehandlung zu bedienen. Ferner gibt es eine 
Reihe von Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder 
krankhaften Beschwerden, bei denen jeder Versuch 
einer Selbstbehandlung, auch mit sogenannten harm- 
losen Mitteln, gefährlich werden kann. In diesen 
Fällen muß eine Werbung beim fachunkundigen Ver- 
braucher entweder ausgeschlossen oder einge- 
schränkt werden. 

Der Entwurf bekennt sich zu den Grundsätzen der 
Wahrheit, der Klarheit und der Sachlichkeit der 
Werbung. Diese Grundsätze sollen allgemein gelten. 
Es soll keinen Unterschied machen, ob sich die 
Werbung an die Fachkreise oder unmittelbar an die 
Verbraucher wendet. Es soll verhindert werden, daß 
derjenige, der Arzneimittel kaufen oder anwen- 
den will, durch eine unwahre oder unsachliche 
Werbung in seiner Entscheidung beeinflußt wird. 
Das gilt vor allem für eine Werbung, die sich 
unmittelbar an die Verbraucher wendet. Grund- 


5 



Drucksache lV/1867 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


sätzlich hat jeder Staatsbürger das Recht, sich im 
Krankheitsfalle unter Zuhilfenahme von Arznei- 
mitteln selbst zu behandeln; er hat daher auch ein 
berechtigtes Interesse, durch die Werbung zu er- 
fahren, welche Arzneimittel auf dem Markt ange- 
boten werden und für welche Zwecke sie bestimmt 
sind. Der Verbraucher vermag aber als Laie auf 
diesem schwer überschaubaren Gebiet in vielen 
Fällen Werbebehauptungen über Güte und Wirkung 
eines Arzneimittels nicht zu beurteilen. Es kommt 
hinzu, daß er sich oft als kranker Mensch in einer 
psychischen Notlage befindet und daher besonders 
leicht einer irreführenden oder übertriebenen Arz- 
neimittelwerbung zum Opfer fällt. Es ist mit ein 
Hauptziel dieses Entwurfs, den kranken Menschen 
davor zu bewahren, durch die Werbung zu einer 
mißbräuchlichen Anwendung von Arzneimitteln 
verleitet zu werden. 

III. 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes kann sich je- 
doch nicht auf die Werbung für Arzneimittel be- 
schränken. Wegen des engen Sachzusammenhanges 
muß vielmehr auch die Werbung für Mittel ui>d 
Gegenstände, die nicht Arzneimittel sind (z. B. elek- 
tromedizinische Geräte, kosmetische Mittel), sowie 
für Verfahren und Behandlungen einbezogen wer- 
den, soweit in dieser Werbung etwas über die 
Erkennung, Verhütung, Beseitigung oder Linderung 
von Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder 
krankhaften Beschwerden ausgesagt wird. Die Wer- 
bung für Verfahren und Behandlungen ist in § 6, 
die Werbung für Mittel und Gegenstände, die keine 
Arzneimittel sind, in § 7 geregelt. 

Nicht selten wird in der Werbung auch Lebensmit- 
teln, Bedarfsgegenständen im Sinne des § 2 Nrn. 1, 
3 bis 5 des Lebensmittelgcsetzes und Futtermitteln 
eine besondere gesundheitliche Wirkung beigelegt. 
Es wurde jedoch davon Abstand genommen, das 
Gesetz auch auf diese Bereiche auszudehnen, da cs 
zweckmäßiger erscheint, daß eine entsprechende 
Regelung im Rahmen des Lebensmittel- bzw. Futter- 
mittelrechts erfolgt. 

IV. 

Bei der Ausarbeitung des Entwurfs wurden zahl- 
reiche Empfehlungen des Bundesgesundheitsrates 
berücksichtigt, die er zu der Frage abgegeben hat, 
nach welchen Grundsätzen die Werbung für Arznei- 
mittel geregelt werden soll. 


V. 

Die Kompetenz des Bundes für das vorliegende Ge- 
setz beruht auf Artikel 74 Nrn. 19, 20 und 11 des 
Grundgesetzes. Die Zuständigkeit des Bundes zur 
Regelung der in das Gesetz einbezogenen Werbung 
für nicht unter das Arzneimittelgesetz fallende 
Gegenstände, für Verfahren und Behandlungen er- 
gibt sich aus dem engen Sachzusammenhang. 


Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Vorschrift enthält ein allgemeines Verbot, das 
für die Werbung sowohl innerhalb wie außerhalb 
der Fachkreise gilt. Sie soll verhindern, daß der- 
jenige, der ein Arzneimittel kaufen, verschreiben 
oder anwenden will, durch eine mit Übertreibungen 
arbeitende, suggestive oder marktschreierische Wer- 
bung in seiner Entscheidung über die Auswahl be- 
einflußt wird. Die Gefahr, daß vor allem Kranke und 
ältere Menschen durch solche Werbemaßnahmen zu 
einem Arzneimittelfehlgebrauch verleitet werden, ist 
groß. Wer für Arzneimittel wirbt, hat immer im 
Auge zu behalten, daß sie keine Konsumgüter sind. 
Es handelt sich bei einer sehr großen Zahl von 
ihnen um Stoffe oder Zubereitungen, die nur mit 
äußerster Zurückhaltung und Vorsicht, oft nur auf 
Anweisung oder unter Überwachung eines Arztes, 
Zahnarztes oder Tierarztes angewendet werden 
sollten. Für die Gesundheit des Volkes ist es von 
größter Bedeutung, welchen Gebrauch es von seinem 
Arzneimittelschatz macht. Der Entschluß, ein Arznei- 
mittel zu kaufen, zu verschreiben oder anzuwenden, 
soll in einer sachlichen Atmosphäre und nur nach 
ruhiger Überlegung gefaßt werden können. § 1 soll 
dies mit gewährleisten. 

Die Grenze zwischen einer sachlichen und einer 
unsachlichen Arzneimittelwerbung wird nicht immer 
leicht zu ziehen sein. Eine unsachliche Beeinflussung 
üben z. B. Werbemaßnahmen aus, die sich bildlicher 
Darstellungen oder Texte bedienen, welche über- 
haupt keine Beziehung zu den Arzneimitteln haben, 
für die geworben wird, oder die Angstgefühle her- 
vorrufen, um damit den Kaufentschluß zu wecken. 
Desgleichen liegt im allgemeinen eine unsachliche 
Beeinflussung vor, wenn mit Werbegeschenken von 
nicht lediglich geringfügigem Wert geworben wird. 


Zu § 2 

Die Vorschrift verbietet die irreführende Werbung 
für Arzneimittel und konkretisiert damit den Grund- 
satz der Wahrheit der Arzneimittelwerbung. Sie 
findet auf die Werbung inner- und außerhalb der 
Fachkreise Anwendung. Die gesundheitlichen Gefah- 
ren, die eine irreführende Arzneimittelwerbung zur 
Folge haben kann, sind besonders groß und recht- 
fertigen, daß eine solche Werbung als Vergehen 
geahndet wird (vgl. § 9 des Entwurfs). Einige Tat- 
bestände der Irreführung sind beispielhaft aufge- 
führt. 

Zu Nummer 1 

Es ist zu fordern, daß werbliche Aussagen über die 
Wirkung von Arzneimitteln entweder wissenschaft- 
lich oder praktisch-empirisch unterbaut sind. Eine 
irreführende Werbung betreibt z. B. auch derjenige, 
der Arzneimittel zur Vorbeugung anbietet, obwohl 
keine wissenschaftlichen Erkenntnisse oder prak- 
tischen Erfahrungen darüber vorliegen, daß sie hier- 
zu geeignet sind. 
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Zu Nummer 2 

Der Wahrheit zuwider wird ein Eindruck erweckt, 
wenn die Werbebehauptung objektiv unrichtig ist 
oder mindestens geeignet ist, einen unrichtigen 
Eindruck hervorzurufen. Ein solcher Eindruck kann 
auch dadurch erweckt werden, daß in der Werbebe- 
hauptung wesentliche Dinge verschwiegen werden. 
Gewisse Arzneimittel dürfen in den Verkehr ge- 
bracht werden, obwohl sie schädliche Nebenwirkun- 
gen hervorrufen können, sofern diese therapeutisch 
vertretbar sind. Wer jedoch solche Nebenwirkungen 
in der Werbung verschweigt, macht sich einer irre- 
führenden Werbung schuldig. Eine Werbung wird 
nicht zu Zwecken des Wettbewerbs veranstaltet, 
wenn sie lediglich aus uneigennützigen Motiven 
betrieben wird. 

Zu Nummer 3 

Die Werbung für Arzneimittel braucht keine Anga- 
ben über die Zusammensetzung oder Beschaffenheit 
des Arzneimittels zu enthalten. Werden jedoch 
solche Angaben gemacht, so müssen sie der Wahr- 
heit entsprechen und dürfen nicht zur Täuschung 
geeignet sein (Buchstabe a). Die Vorschriften des 
Arzneimittelgesetzes über die Kennzeichnung von 
Arzneimitteln {§§ 9, 10 AMG) bleiben unberührt. 

Angaben in der Werbung über die Person, Vorbil- 
dung, Befähigung oder Erfolge des Herstellers oder 
Erfinders des Arzneimittels oder der für diese tätigen 
Personen finden beim Publikum große Beachtung. 
Es ist zu fordern, daß diese Angaben der Wahrheit 
entsprechen und nicht zur Täuschung geeignet sind 
(Buchstabe b). 

Zu § 3 

Auch diese Vorschrift gilt für die Arzneimittelwer- 
bung in- und außerhalb der Fachkreise. Gutachten 
und Zeugnisse sind von hoher Beweiskraft und 
daher erfahrungsgemäß von einer besonderen Wer- 
bewirkung. Durch die Vorschrift soll sichergestellt 
werden, daß nur solche Gutachten und Zeugnisse 
im Rahmen der Arzneimittelwerbung Verwendung 
finden, die von wissenschaftlich oder fachlich berufe- 
nen Personen stammen. Ferner muß es demjenigen, 
an den sich die Werbung wendet, möglich sein, die 
Herkunft des Gutachtens oder Zeugnisses festzu- 
stellen (Absatz 1). Ähnliches gilt für die Werbung 
mit wissenschaftlichen, fachlichen oder sonstigen 
Veröffentlichungen (Absatz 2). 

Zu § 4 

Die Vorschrift enthält eine Reihe von Verboten, die 
die Werbung, die sich nicht an Fachkreise richtet, 
die sogenannte Publikumswerbung einschränken. 
Der fachunkundige Verbraucher steht einer großen 
Anzahl von Arzneimitteln, die sich auf dem Markt 
befinden, mehr oder weniger ratlos gegenüber. Er 
vermag nur schwer Güte und Wert solcher Arznei- 
mittel zu beurteilen und sich über die Folgen einer 
Anwendung klare Vorstellungen zu machen. Die 
Gefahr, daß er durch die Werbung zu einem Fehl- 


gebrauch und Mißbrauch von Arzneimitteln ver- 
leitet wird, ist groß. Vor dieser Gefahr soll die 
Vorschrift des § 4 den Verbraucher schützen, indem 
sie einmal eine Werbung für bestimmte Arzneimittel 
und zum anderen gewisse Arten und Formen der 
Werbung außerhalb der Fachkreise verbietet. 

Was man unter Fachkreisen im Sinne dieses Ge- 
setzes zu verstehen hat, sagt Absatz 3. Der Begriff 
umfaßt zunächst die Angehörigen der Heilberufe 
und des Heilgewerbes. Hierzu zählen z. B. Ärzte, 
Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Hebammen, Kran- 
kenschwestern, medizinisch-technische Assistentin- 
nen, Krankengymnasten, Masseure. Ferner umfaßt 
der Begriff Einrichtungen, die der Gesundheit von 
Mensch oder Tier dienen, z. B. Krankenanstal- 
ten, Sanatorien, Gesundheitsämter, Veterinärämter, 
Chemische und Medizinaluntersuchungsanstalten. 
Schließlich erstreckt sich der Begriff auf sonstige 
Personen, die mit Arzneimitteln erlaubterweise 
Handel treiben. Hierzu gehören insbesondere Dro- 
gisten und sonstige Einzelhändler, soweit es sich 
um Arzneimittel handelt, die im Einzelhandel außer- 
halb der Apotheken abgegeben werden dürfen (vgl. 
§§ 28 ff. AMG). 

I. Absatz 1 
Zu Nummer 1 

Arzneimittel, die nur nach Vorlage einer ärztlichen, 
zahnärztlichen oder tierärztlichen Verschreibung an 
Verbraucher abgegeben werden dürfen, sind stets 
solche, die Stoffe oder Zubereitungen enthalten, 
welche auch bei bestimmungsgemäßem Gebrauch 
die Gesundheit gefährden können, wenn sie ohne 
ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Anweisung 
und Überwachung angewendet werden (§ 35 Abs. 2 
Nr. 1 AMG). Eine Werbung für solche Arzneimittel 
außerhalb der Fachkreise könnte die Verbraucher 
dazu verleiten, sich solche Arzneimittel zum Zwecke 
der Selbstbehandlung oder zur Behandlung eines 
Tieres unter Umgehung der Verschreibungspflicht 
zu verschaffen. 

Zu Nummer 2 

Bei Feststellung bestimmter Tierseuchen ist auf 
Grund viehseuchenrechtlicher Vorschriften zwingend 
die Tötung der Tiere vorgeschrieben. Es handelt sich 
hierbei um Tierseuchen, deren Auswirkungen be- 
sonders schwerwiegend sind. Zu diesen gehören die 
Tollwut und der Rotz der Pferde. Diese gefährden 
als Anthropozoonosen besonders auch die mensch- 
liche Gesundheit, da eine Infektion des Menschen 
mit den Erregern dieser Tierseuchen zum Tode 
führt bzw. führen kann. Ferner gehören dazu die 
Rinderpest, die Lungenseuche der Rinder, die 
Schweinepest, die ansteckende Schweinelähme 
(Teschener Krankheit) und die Brucellose der 
Schweine, deren Auftreten den Nutztierbestand 
ernstlich gefährdet und zu erheblichen wirtschaft- 
lichen Verlusten führt. Eine Werbung für Mittel zur 
Behandlung von Tierseuchen, für die im Interesse 
des Allgemeinwohls praktisch ein Behandlungsver- 
bot besteht, kann nicht geduldet werden. 
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II. Absatz 2 
Zu Nummer 1 

Die Suggestivkraft, die jeder Werbung eigen ist, ist 
erfahrungsgemäß besonders stark bei Werbemaß- 
nahmen, die sich des Films, des Rundfunks oder des 
Fernsehens bedienen. Sie ist einerseits in der Kürze, 
in der Fülle und dem raschen Wechsel der Ein- 
drücke begründet, die auf den Betrachter eindringen 
und eine ruhige Urteilsbildung erschweren. Anderer- 
seits hat der Betrachter, im Gegensatz zu anderen 
Werbemedien, hier keine Möglichkeit, auf die Dauer 
der Einwirkung Einfluß zu nehmen. Er kann sich 
ihr praktisch auch nicht entziehen. So entsteht die 
Gefahr, daß die Verbraucher bei derartigen Werbun- 
gen zu unüberlegten Arzneimittelkäufen verleitet 
werden und daß hieraus ernste Nachteile für die 
Volksgesundheit erwachsen. 

Zu Nummer 2 

Eine Werbung durch Hausbesuche kann folgerichtig 
nur im Rahmen des nach § 36 Arzneimittelgesetz im 
Reisegewerbe zugelassenen Vertriebs von Arznei- 
mitteln gestattet werden. 

Zu Nummer 3 

Durch allgemeine Werbeangaben, wie „gegen 
Schmerzen" oder „gegen Schmerzen aller Art", die 
lediglich auf ein nichtspezifisches Krankheitssym- 
ptom abstellen, kann der Verbraucher zu einer kritik- 
losen Verwendung von Arzneimitteln verleitet und 
davon abgehalten werden, sich rechtzeitig behan- 
deln zu lassen, während der Schmerz das Anzeichen 
einer schweren Erkrankung sein kann. 

Zu Nummer 4 

Die hier bezeichneten Angaben vermögen bei weiten 
Kreisen des Publikums eine besondere Werbewir- 
kung auszuüben, andererseits aber sind sie für den 
fachunkundigen Verbraucher nicht kontrollierbar. 

Zu Nummer 5 

Bei der Werbung mit der Wiedergabe echter oder 
erfundener Krankengeschichten wird gewöhnlich da- 
mit gerechnet, daß sie durch ihre wissenschaftliche 
oder fachliche Sprache das besondere Interesse des 
Publikums finden, dem jedoch wegen seiner fehlen- 
den Sachkunde die Voraussetzungen für eine rich- 
tige Beurteilung fehlen. 

Zu Nummer 6 

Gegen die Werbung mit Selbstbehandlungsschriften 
und Behandlungsschriften für Tiere bestehen erheb- 
liche gesundheitliche Bedenken, weil solche Schrif- 
ten Fachunkundige zu Fehldiagnosen und zu Fehl- 
behandlungen verleiten können. 

Zu Nummer 7 

Unter einer Hauszeitschrift versteht man eine Zeit- 
schrift, die von einem gewerblichen Unternehmen 


in der äußeren Aufmachung einer allgemein orien- 
tierenden Zeitschrift herausgegeben wird, die in 
Wirklichkeit aber als Träger der Werbung für die 
Erzeugnisse des Unternehmens dient. Da die Wer- 
beabsicht häufig nicht erkennbar ist, bestehen auch 
gegen diese Form der Arzneimittelwerbung beim 
sachunkundigen Publikum erhebliche Bedenken. 

Zu Nummer 8 

Bei einer Arzneimittelwerbung mit Dank-, Anerken- 
nungs- oder Empfehlungsschreiben oder mit Hin- 
weisen auf solche Schreiben ist der fachunkundige 
Verbraucher fast niemals in der Lage, zutreffende 
Schlüsse darüber zu ziehen, ob das Arzneimittel für 
seine Behandlung geeignet ist. Solche Schreiben 
stammen zumeist von fachunkundigen Personen und 
werden gewöhnlich nur in gekürzter Fassung wie- 
dergegeben. 

Zu Nummer 9 

Gegen die Werbung mittels Werbevorträgen be- 
stehen erhebliche Bedenken, da infolge ihrer meist 
pseudowissenschaftlichen Form dem fachunkundigen 
Verbraucher die Werbeabsicht sehr häufig verbor- 
gen bleibt. 

Zu Nummer 10 

Bei Kindern und Jugendlichen kann ein Urteilsver- 
mögen über die Anwendung von Arzneimitteln und 
über entsprechende Werbeaussagen im allgemeinen 
nicht vorausgesetzt werden. 

Zu Nummer 1 1 

Durch eine Werbung in der Form von Preisaus- 
schreiben wird einer kritiklosen Verwendung von 
Arzneimitteln Vorschub geleistet, was im volksge- 
sundheitlichen Interesse abzulehnen ist. 

Zu Nummer 12 

Die Gründe, aus denen eine Werbung mit Preisaus- 
schreiben untersagt werden muß, gelten auch 
hier. Außerdem besteht erfahrungsgemäß die Mög- 
lichkeit, daß Werbemuster in die Hände von Kindern 
geraten und dort Schaden anrichten. 

III. Absatz 4 

Es erscheint in volksgesundheitlichem Interesse 
vertretbar und auch zweckmäßig, der zuständigen 
Behörde die Möglichkeit zu geben, bei einer Arznei- 
mittelwerbung bei Kindern und Jugendlichen, durch 
Preisausschreiben oder durch die Abgabe von 
Mustern in Einzelfällen Ausnahmen zuzulassen. 

Zu § 5 

Gewisse Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder 
krankhaften Beschwerden sind, gemessen an ihren 
möglichen Folgen für den einzelnen und für die 
Allgemeinheit, so schwer, daß ihre Behandlung 
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den Ärzten, Zahnärzten oder Tierärzten Vorbehalten 
bleiben sollte. Ihre Behandlung oder Selbstbehand- 
lung durch fachunkundige Personen kann für die 
einzelnen Betroffenen und, insbesondere bei an- 
steckenden Krankheiten, für die Volksgesundheit 
oder die Gesundheit von Nutztieren zu erheblichen 
Gefahren führen. Um jeden Anreiz nach dieser 
Richtung auszuschalten, untersagt § 5 eine Werbung 
für Arzneimittel, die sich auf die Erkennung, Ver- 
hütung, Beseitigung oder Linderung solcher Krank- 
heiten, Leiden, Körperschäden oder krankhaften 
Beschwerden bezieht. 

Es empfiehlt sich jedoch nicht, die in Betracht kom- 
menden Krankheiten usw. im Gesetz selbst aufzu- 
führen, da dadurch eine Anpassung an die Ent- 
wicklung des Krankheitsgeschehens erschwert 
würde. Vielmehr sollen sie durch Rechtsverordnung 
bestimmt werden (Absatz 2). 

Zu § 6 

Die Vorschrift regelt die Werbung für Verfahren 
und Behandlungen, soweit in ihr etwas über die 
Erkennung, Verhütung, Beseitigung oder Linderung 
von Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder krank- 
haften Beschwerden ausgesagt wird. Diese Werbung 
muß sich im Interesse der Volksgesundheit grund- 
sätzlicäi die gleichen Einschränkungen gefallen las- 
sen, wie die Arzneimittelwerbung. Die §§ 1 bis 4 
werden daher ohne Einschränkungen für entspre- 
chend anwendbar erklärt, § 5 soll insoweit ent- 
sprechende Anwendung finden, als die Werbung 
sich auf die Erkennung, Beseitigung oder Linderung, 
nicht dagegen insoweit, als sie sich auf die Ver- 
hütung der in der Rechtsverordnung nach § 5 be- 
zeidineten Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder 
krankhaften Beschwerden bezieht. Dieser letzteren 
Werbung stehen nicht die gleichen Bedenken ent- 
gegen, die bei einer entsprechenden Arzneimittel- 
werbung bestehen. § 5 gilt nicht, wenn für die 
Anwendung von Verfahren und Behandlungen in 
Heilbädern, Kurorten und Kuranstalten geworben 
wird (Absatz 1). 

Ebenso wie gegen eine Fernbehandlung bestehen 
auch gegen die Werbung für eine Fernbehandlung 
erhebliche gesundheitliche Bedenken. Eine Fern- 
behandlung im Sinne dieses Gesetzes liegt bereits 
bei der Stellung einer Diagnose am Menschen oder 
Tier vor, die nicht auf eigener Wahrnehmung beruht 
(Absatz 2). 

Für eine Einschränkung der Werbung für Verfahren, 
die der Verhütung von Unfallschäden dienen, be- 
steht kein Bedürfnis (Absatz 3). 

Zu § 7 

Die Vorschrift regelt die Werbung für Mittel und 
Gegenstände, die keine Arzneimittel sind, soweit in 
ihr etwas über die Erkennung, Verhütung, Beseiti- 
gung oder Linderung von Krankheiten, Leiden, Kör- 
perschäden oder krankhaften Beschwerden ausge- 
sagt wird. In Betracht kommt eine Werbung z. B. 
für elektro-medizinische Geräte (Galvanisiergeräte, 
Höhensonnen usw.), ferner für Mittel zur Reinigung, 


Pflege, Färbung oder Verschönerung der Haut, des 
Haares, der Nägel oder der Mundhöhle des Men- 
schen oder der entsprechenden Teile des Tierkörpers 
(Körperpflegemittel oder kosmetische Mittel). In 
diesen Fällen muß sich die Werbung im Interesse 
der Volksgesundheit grundsätzlich die gleichen Ein- 
schränkungen gefallen lassen wie die Arzneimittel- 
werbung. Die Vorschriften über die Arzneimittel- 
werbung sollen daher entsprechende Anwendung 
finden. Von den einschränkenden Vorschriften des 
§ 4 Abs. 2 Nrn. 1 und 10 bis 12 soll diese Werbung 
jedoch befreit sein, weil in diesen Fällen Erleich- 
terungen gerechtfertigt erscheinen. § 4 Abs, 1 Nr. 1 
kann sich nur auf Arzneimittel beziehen (Absatz 1). 

Die Werbung für Lebensmittel und Bedarfsgegen- 
stände im Sinne des § 2 Nrn. 1, 3 bis 5 des Lebens- 
mittelgesetzes wird in das Gesetz nicht einbezogen, 
desgleichen nicht die Werbung für Futtermittel. 
Es erscheint sachgemäßer, die Regelung dieser Ma- 
terien dem Lebensmittel- bzw. dem Futtermittelrecht 
zu überlassen. Für eine Einschränkung der Werbung 
für Gegenstände, die der Verhütung von Unfall- 
schäden dienen sollen, besteht kein Bedürfnis. 

Zu § 8 

Diese Vorschrift ist erforderlich, weil die Begriffe 
Arzneimittel, Lebensmittel und Futtermittel jeweils 
nur für den Geltungsbereich des Arzneimittelgeset- 
zes, Lebensmittelgesetzes und Futtermittelgesetzes 
festgelegt sind. 

Zu §§ 9 bis 12 

Die irreführende Werbung im Sinne dieses Gesetzes 
ist, gemessen an der Schwere des Verstoßes, als 
Vergehen qualifiziert (§ 9). Verstöße gegen die 
anderen Vorschriften dieses Gesetzes sind als Ord- 
nungswidrigkeiten zu werten (§ 10). Die Höhe des 
Bußgeldes entspricht den Maßstäben des Arznei- 
mittelgesetzes. Die §§11 und 12, die den §§ 50 und 
51 Arzneimittelgesetz nachgebildet sind, sollen er- 
möglichen, gegebenenfalls in einem objektiven Ver- 
fahren, verbotenes Werbematerial einzuziehen. 

Zu § 13 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Bestimmungen 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
insbesondere § 4, ferner § 184 Nr. 3 und 3 a sowie 
§ 219 des Strafgesetzbuches durch dieses Gesetz 
nicht berührt werden und neben diesem Anwendung 
finden können. 

Für die Werbung für Mittel, Gegenstände, Verfah- 
ren und Behandlungen, die zur Heilung oder Linde- 
rung von Geschlechtskrankheiten oder von Krank- 
heiten oder Leiden der Geschlechtsorgane bestimmt 
sind, soll auch weiterhin die Sondervorschrift des 
§ 21 des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 23. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 700) maßgebend bleiben, § 21 hat die Bestimmun- 
gen des § 6 der Polizeiverordnung über die Werbung 
auf dem Gebiete des Heilwesens abgelöst, soweit 
sich diese auf Mittel, Gegenstände, Verfahren und 
Behandlungen beziehen, die zur Heilung oder Lin- 
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derung von Geschlechtskrankheiten oder zur Heilung 
oder Linderung von Krankheiten oder Leiden der 
Geschlechtsorgane bestimmt sind. 


Zu § 14 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 15 

Die Regelung der Werbung für Mittel, Gegenstände, 
Verfahren und Behandlungen, die zur Verhütung 
oder Beseitigung der Schwangerschaft beim Men- 
schen bestimmt sind, sowie für Scheidenspülmittel 
und sonstige Mittel und Gegenstände, die zur Ein- 
führung in die weibliche Scheide bestimmt sind, soll 
dem allgemeinen Strafrecht Vorbehalten bleiben. 


Kosten 

Durch das Gesetz entstehen weder dem Bund noch 
den Ländern und Gemeinden besondere Kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

Dem § 1 ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Eine unsachliche Beeinflussung liegt ins- 
besondere dann vor, 

wenn die Werbung durch Art. Form oder 
Inhalt allgemein geeignet ist, 

Angstgefühle hervorzurufen oder auszu- 
nutzen oder zu einem übermäßigen oder in 
sonstiger Weise fehlerhaften Arzneimittel- 
gebrauch zu verleiten, 

wenn bei Verbrauchern oder Verordnern für 
den Kauf, die Verschreibung oder die Anwen- 
dung von Arzneimitteln Zuwendungen oder 
andere geldwerte, nicht nur geringfügige Vor- 
teile in Aussicht gestellt oder gewährt wer- 
den oder 

wenn in sonstiger, den guten Sitten im Arznei- 
mittelwesen widersprechender Weise der Ent- 
schluß zum Kauf, zur Verschreibung oder An- 
wendung beeinflußt werden soll." 

Begründung 

Die Ergänzung dient der beispielhaften Erläu- 
terung. 

2. Zu § 2 

a) Satz 2 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. Arzneimitteln Wirkungen zugeschrieben 
werden, die ihnen nicht nach den Er- 
kenntnissen der medizinischen Wissen- 
schaft oder nach allgemeinen praktischen 
Erfahrungen zukommen;". 

Begründung 

Mit der Wirkung von Arzneimitteln soll noch 
nicht geworben werden dürfen, wenn nur ein 
einzelner Wissenschaftler behauptet, diese 
Wirkung nachweisen zu können. Es er- 
scheint notwendig, die Formulierung des § 6 
Nr. 1 des Arzneimittelgesetzes zu überneh- 
men. 

Wenn die Wirkungen eines Arzneimittels 
schon nicht wissenschaftlich nachgewiesen 
werden können, soll mit solchen Wirkungen 
nur geworben werden dürfen, wenn sie den 
praktischen Erfahrungen eines größeren Per- 
sonenkreises entsprechen. Die praktischen 
Erfahrungen von Einzelpersonen rechtferti- 
gen noch keine Werbebehauptungen. 

b) In Satz 2 Nr. 2 Buchstabe b sind hinter dem 
Wort „bestimmungsgemäßem" die Worte 
„oder bei längerem" einzufügen. 


Begründung 

Auch bei längerem Gebrauch von Mitteln, 
wie er heute weit verbreitet ist, können 
schädliche Nebenwirkungen hervorgerufen 
werden, die bei vereinzelter bestimmungs- 
mäßiger Anwendung nicht auftreten. 

3. Zu § 3 

In § 3 ist vor Absatz 1 folgender Absatz 01 ein- 
zufügen: 

„(01) Mit Gutachten, Zeugnissen oder wissen- 
schaftlichen, fachlichen oder sonstigen Veröffent- 
lichungen darf für Arzneimittel nicht außerhalb 
der Fachkreise geworben werden." 

Begründung 

Die Ergänzung des § 3 soll vermeiden, daß eine 
allgemeine Publikumswerbung mit Gutachten, 
Zeugnissen oder Hinweisen auf das Schrifttum 
das Fehlen des Beurteilungsvermögens des 
Laien ausnutzt. Insbesondere sollen Zeugnisse 
und Gutachten von Ausländern und Außensei- 
tern nicht dazu benutzt werden können. Unkun- 
dige im Vertrauen auf eine behauptete Auto- 
rität zu beeinflussen. 

Außerhalb von Fachkreisen fehlt es dem Publi- 
kum an den erforderlichen Voraussetzungen für 
eine kritische Bewertung, zumal nicht ausge- 
schlossen ist, daß Gutachten, Zeugnisse oder 
Veröffentlichungen nur unvollständig oder in 
aus dem Zusammenhang gerissenen Auszügen 
bekanntgegeben werden. 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß 
Publikumswerbung mit Gutachten in unseriöser 
Weise betrieben werden konnte und daß § 9 der 
geltenden Polizeiverordnung über die Werbung 
auf dem Gebiete des Heilwesens nicht aus- 
reichte, um Mißstände zu beseitigen. 


4. Zu § 4 

a) In Absatz 2 Nr. 11 sind hinter dem Wort 
„Preisausschreiben" die Worte „oder Ver- 
losungen" einzufügen. 

Begründung 

Es gibt Werbemaßnahmen, die weder als 
Preisausschreiben im Sinne dieser Vorschrift 
noch als Ausspielung im Sinne des § 286 
Abs. 2 StGB anzusehen und dennoch zu miß- 
billigen sind. Das ist z. B. der Fall, wenn 
Unternehmen durch Werbemaßnahmen zur 
Beteiligung an sogenannten Tests auffordern, 
wobei die Teilnehmer aus der Gesamtzahl 
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der Interessenten ausgelost werden und eine 
bestimmte Menge des angebotenen Mittels 
zur Kur kostenlos erhalten sollen. Diese 
Aktionen sind keineswegs karitativer Natur, 
sondern dienen dazu, Anschriftenverzeich- 
nisse zu erlangen. Die hier festzustellende 
Lücke sollte geschlossen werden. 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Definition ist an dieser Stelle unsyste- 
matisch, nachdem auch in § 3 (neu) der Be- 
griff der Fachkreise verwendet wird. Eine 
Definition des Begriffs „Fachkreise" wird 
deshalb besser in einem besonderen Para- 
graphen (§ 5 a) gegeben. 

c) Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Solche Ausnahmen — Werbung bei Jugend- 
lichen mit Preisausschreiben, Verlosungen 
und durch Muster — erscheinen nicht ver- 
tretbar. Es müßte hier außerdem bei Ableh- 
nungen die Behörde eine konkrete Gefahr 
nachweisen; dies ist praktisch nicht möglich. 

5. Zu § 5 

a) In Absatz 2 Satz 3 ist das Wort „Tierkrank- 
heiten" durch die Worte „Krankheiten, Lei- 
den, Körperschäden und krankhafte Be- 
schwerden des Tieres" zu ersetzen. 

Begründung 

Es gibt auch beim Tier Erscheinungsformen, 
die an sich keine Krankheiten sind, die aber 
Symptome für verschiedene Krankheiten 
sein können (z. B. Kolik, Durchfall, Atemnot). 
Es erscheint daher notwendig, den Wortlaut 
des Satzes 3 dem des Satzes 2 anzugleichen. 

b) In Absatz 2 Satz 3 ist das Wort „Nutztieren" 
durch „Tieren" zu ersetzen. 

Begründung 

Es erscheint geboten, in diesem Falle keinen 
Unterschied zwischen Nutztieren und ande- 
ren Tieren zu machen. 

6. Hinter § 5 

Es ist folgender § 5 a einzufügen: 

.§ 5 a 

Fachkreise im Sinne dieses Gesetzes sind An- 
gehörige der Heilberufe oder des Heilgewerbes, 
Einrichtungen, die der Gesundheit von Mensch 
oder Tier dienen, oder sonstige Personen, die 
mit Arzneimitteln erlaubterweise Handel trei- 
ben." 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 4 Abs. 3. 


Zu den Personen, die Arzneimittel „in Aus- 
übung ihres Berufes" anwenden, gehören auch 
Tierhalter, die beruflich Tiere halten und bei 
ihren Tieren Vorbeugungsmittel und Desinfek- 
tionsmittel anwenden. Es erscheint nicht ver- 
tretbar, die Werbung nach §§ 3, 4 und 5, die sich 
nur an Fachleute richten soll, bei diesen Per- 
sonen zuzulassen. Das gleiche gilt für Kosme- 
tikerinnen und ähnliche Berufe, die Arznei- 
mittel (im weiten Sinne des § 1 Arzneimittel- 
gesetz) und Kosmetika, denen gesundheitliche 
Wirkungen zugeschrieben werden, beim Men- 
schen anwenden. 

7. Zu § 6 

In Absatz 1 Satz 1 sind hinter den Worten „§§ 1 
bis 4" die Worte „und 5 a" einzufügen. 

Begründung 

Folge des Vorschlages auf Einfügung eines 
§ 5 a. 

8. Zu § 7 

a) In Absatz 1 ist das Zitat „und § 5" durch 
„ , §§ 5 und 5 a" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist erforderlich, auch den neu eingefügten 
§ 5 a (Begriffsbestimmung für „Fachkreise") 
hinsichtlich der Werbung für Mittel und 
Gegenstände, die keine Arzneimittel sind, 
für entsprechend anwendbar zu erklären. 

b) In Absatz 2 sind die Worte „für Lebens- 
mittel, Bedarfsgegenstände im Sinne des § 2 
Nrn. 1, 3 bis 5 des Lebensmittelgesetzes, 
Futtermittel und" zu streichen. 

Begründung 

Nach § 1 Abs. 5 der Polizeiverordnung über 
die Werbung auf dem Gebiete des Heil- 
wesens waren bisher die Werbebeschrän- 
kungen, die aus gesundheitlichen Gründen 
notwendig sind, auch für Lebensmittel, Be- 
darfsgegenstände und Futtermittel gültig. 
Wegen des engen Sachzusammenhangs und 
des sich aus Artikel 3 GG ergebenden Ge- 
bots, gleiche Tatbestände übereinstimmend 
zu regeln, ist es dringend notwendig, auch 
die Werbung für diese Waren den Vorschrif- 
ten des Gesetzes zu unterwerfen, soweit sie 
sich auf die Erkennung, Verhütung, Beseiti- 
gung oder Linderung von Krankheiten be- 
zieht. Dabei ist zu berücksichtigen, daß mit 
einer dem vorliegenden Gesetzentwurf ent- 
sprechenden Regelung im Rahmen des Le- 
bensmittel- oder Futtermittelrechts einst- 
weilen nicht zu rechnen sein wird, weil die 
bisherigen Ermächtigungen dazu nicht aus- 
reichen. Sonst hätte es nahegelegen, in der 
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Verordnung über diätetische Lebensmittel 
vom 20. Juni 1963 (BGBl. I S. 415) wenigstens 
schon die besonders dringliche Regelung für 
dieses Gebiet zu treffen. Bis zu der erforder- 
lichen Änderung des Lebensmittelgesetzes 
und des Futtermittelgesetzes werden Jahre 
vergehen. Es ist nicht tragbar, bis dahin auf 
eine Regelung zu verzichten. 

9. Zu § 8 

§ 8 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 8 

Im Sinne dieses Gesetzes bestimmt sich der 
Begriff „Arzneimittel" nach § 1 des Arznei- 
mittelgesetzes vom 16. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 533) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Arzneimittelgesetzes vom 
25. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1076)." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 7 Abs. 2. 

10 . Zu § 10 

a) In Absatz 1 Nr. 2 ist das Zitat „§§ 3" durch 
„§ 3 Abs. 1 und 2, §" und 


b) in Absatz 1 Nr. 3 ist das Zitat „§ 4 Abs. 1 
oder 2 ," durch „§ 3 Abs. 01, §§ 4," 

zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Folge der Änderungsvorschläge zu §§ 3 und 4. 


11 . Zu § 11 

In Absatz 1 sind 

Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Werbungsgegenstände, welche zum Begehen 
einer in § 9 mit Strafe oder in § 10 mit Geld- 
buße bedrohten Handlung verwendet werden, 
können eingezogen werden." 

und in Satz 2 die Worte „auf die Art der Ge- 
genstände oder" zu streichen. 

Begründung 

Die Änderungen dienen der Klarstellung, daß 
der Einziehung nicht etwa auch die Arzneimittel, 
für die in verbotener Weise geworben wird, 
unterliegen, sondern lediglich das Werbe- 
material erfaßt werden soll. 
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Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen zu 2. a), 2. b), 5. a) und 
5. b) wird zugestimmt. Zu den übrigen Vorschlägen 
wird folgendes bemerkt: 

Zu 1. 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 1 folgende Fassung erhält: 

„§ 1 

(1) Die Werbung für Arzneimittel darf nach Art, 
Form oder Inhalt nicht geeignet sein, den Entschluß 
zum Kauf, zur Verschreibung oder zur Anwendung 
des Arzneimittels unsachlich zu beeinflussen. Ins- 
besondere darf die Werbung nicht geeignet sein, 
Angstgefühle hervorzurufen oder auszunutzen oder 
zu einem übermäßigen oder in sonstiger Weise 
fehlerhaften Arzneimittelgebrauch zu verleiten. 

(2) Als unsachliche Beeinflussung im Sinne des 
Absatzes 1 ist es auch anzusehen, wenn Werbegaben 
angeboten, angekündigt oder gewährt werden, so- 
weit es sich nicht um Gegenstände von geringem 
Wert, die durch eine dauerhafte und deutlich sicht- 
bare Bezeichnung des Werbenden gekennzeichnet 
sind, um geringwertige Kleinigkeiten oder um zu- 
gelassene Zugaben (§ 1 Abs. 2 der Verordnung des 
Reichspräsidenten zum Schutze der Wirtschaft, 
Erster Teil: Zugabewesen, vom 9. März 1932 in der 
Fassung des Gesetzes vom 15. November 1955 
— Bundesgesetzbl. I S. 719) handelt.'' 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates im Grundsatz zu. Der Vorschlag ist je- 
doch teils zu weitgehend, teils nicht bestimmt ge- 
nug. Eine Beeinflussung, die den guten Sitten im 
Arzneimittelwesen widerspricht, geht über das hin- 
aus, was man unter einer unsachlichen Beeinflussung 
versteht. Der Vorschlag des Bundesrates könnte fer- 
ner auch so ausgelegt werden, daß Zuwendungen 
nur dann nicht in Aussicht gestellt oder gewährt 
werden dürfen, wenn dies im Zusammenhang mit 
dem Kauf, der Verschreibung oder der Anwendung 
eines Arzneimittels geschieht. In das Verbot müssen 
aber auch solche Zuwendungen einbezogen werden, 
die nicht im Zusammenhang mit dem Kauf, der Ver- 
schreibung oder der Anwendung eines Arzneimittels 
in Aussicht gestellt oder gewährt werden, da auch 
solche sogenannten Werbegeschenke geeignet sind, 
eine unsachliche Beeinflussung auszuüben. 

Der Vorschlag der Bundesregierung geht davon aus, 
daß die Gewährung oder das Inaussichtstellen von 
Zugaben, die nach § 1 der Zugabeverordnung zuge- 
lassen sind, auch nach diesem Entwurf nicht als un- 
sachliche Beeinflussung betrachtet werden soll. Es 
sind keine gesundheitspolitische Gründe ersichtlich, 
in diesem Entwurf den Rahmen enger zu spannen. 


Während ein Verstoß gegen § 1 der Zugabeverord- 
nung ein Antragsdelikt ist, stellt ein Verstoß gegen 
§ 1 dieses Entwurfs eine Ordnungswidrigkeit dar 
und ermöglicht so eine Verfolgung von Amts wegen. 

Nach dem Vorschlag der Bundesregierung sind 
Werbegeschenke nach § 1 dieses Entwurfs in glei- 
chem Umfange verboten wie Zugaben. Der Vor- 
schlag der Bundesregierung ist weitgehend dem § 1 
der Zugabeverordnung angepaßt worden (vgl. § 1 
Abs. 2 Buchstabe a der Zugabeverordnung). 

Wenn in § 1 Abs. 1 Satz 2 des Fassungsvorschlages 
der Bundesregierung von einer Werbung gesprochen 
wird, die geeignet ist, Angstgefühle hervorzurufen 
oder auszunutzen, so soll damit der Rechtszustand 
übernommen werden, wie er z. Z. auf Grund des 
§ 4 Abs. 1 Buchstabe b HWVO besteht. 

Zu 3. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung hat § 9 
Heilmittelwerbeverordnung nicht zu solchen Miß- 
ständen geführt, daß eine Werbung mit Gut- 
achten und Zeugnissen außerhalb der Fachkreise 
verboten werden sollte. Irreführende Gutachten und 
Zeugnisse sind nach § 2 verboten. Für verschrei- 
bungspflichtige Arzneimittel darf nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 außerhalb von Fachkreisen nicht geworben 
werden. 

Zu 4. a) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 4 Abs. 2 Nr. 1 1 folgende Fassung erhält: 

„11. mit Preisausschreiben, Verlosungen oder einem 
anderen Verfahren, dessen Ergebnis vom Zu- 
fall abhängig ist,". 

Zu 4. b) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, Absatz 3 zu strei- 
chen, wird nicht zugestimmt. 

Das folgt einmal aus der Ablehnung zu 3. Ferner 
scheint es auch nicht zweckmäßig, zwischen Verbots- 
normen einen Paragraphen mit einer Definition ein- 
zuschieben. Die Bundesregierung stimmt in diesem 
Zusammenhang aber Punkt 6 des Vorschlages des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß § 4 Abs. 3 
die Fassung des dort vorgeschlagenen § 5 a erhält. 

Zu 4. c) 

Die Bundesregierung hält die Zulassung von Aus- 
nahmen gemäß der Vorschrift des § 4 Abs. 4 für 
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vertretbar. Sie ist nicht der Auffassung, daß es prak- 
tisch nicht möglich sei, in gegebenem Falle eine Ge- 
fährdung der Gesundheit von Mensch und Tier nach- 
zuweisen. 

Zu 6. 

Auf die Stellungnahme zu 4. b) wird verwiesen. 

Zu 7. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Das folgt aus der Ablehnung des Vorschlages, einen 
neuen § 5 a einzufügen. Auf die Stellungnahme zu 
4. b) wird verwiesen. 

Zu 8. a) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird der Sache nach 
zugestimmt. Die Bundesregierung schlägt vor, in 
§ 7 Abs. 1 hinter der Zahl 9 nach einem Komma 
die Worte „Abs. 3" einzufügen. 

Zu 8. b) 

Die Bundesregierung vermag diesem Vorschlag aus 
den in der Begründung zu § 7 Abs. 2 des Gesetz- 
entwurfs dargelegten Gründen nicht zuzustimmen. 

Sie wird bemüht bleiben, so schnell wie möglich 
weitere Rechtsgrundlagen für die Regelung der Wer- 


bung für Lebensmittel, Bedarfsgegenstände im Sinne 
des § 2 Nrn. 1, 3 bis 5 des Lebensmittelgesetzes und 
für Futtermittel zu schaffen. 

Das Anbieten von Lebensmitteln unter irreführen- 
den Angaben ist bereits im geltenden Lebensmittel- 
recht verboten. 

Zu 9. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Ableh- 
nung folgt aus der Stellungnahme zu 8. b). 

Zu 10. a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Das folgt aus 
der Ablehnung zu 3. 

Zu 10. b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Das folgt aus 
der Ablehnung zu 3., 4. b) und 4. c). 

Zu 11. 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 11 Abs. 1 Satz 1 folgende Fassung erhält: 

„Gegenstände, die durch eine in § 9 mit Strafe oder 
in § 10 mit Geldbuße bedrohte Handlung hervor- 
gebracht oder zu ihrer Begehung gebraucht oder be- 
stimmt gewesen sind, können eingezogen werden." 
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